Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/299 


09. 03. 73 


Sachgebiet 7 


Unterrichtung 

der Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines Abkommens 
zur Änderung von Artikel 5 des Anhangs i des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Marokko 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines Abkommens 
zur Änderung von Artikel 5 des Anhangs I des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Tunesischen Republik 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21/36 36 51 



Drucksache 7/299 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines Abkommens 
zur Änderung von Artikel 5 des Anhangs I des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Marokko 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 238, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß ein Abkommen in Form 
eines Briefwechsels zur Änderung von Artikel 5 des 
Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Marokko am . . . . 
1973 in Brüssel unterzeichnet worden ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Königreich Marokko zur Änderung von Ärti- 


kei 5 des Änhangs 1 des Äbkommens zur Gründung 
einer Ässoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko 
wird im Namen der Gemeinschaft geschlossen. 

Der Text des Briefwechsels ist dieser Verordnung 
als Änhang beigefügt. 

Ä r t i k e 1 2 

Für die Gemeinschaft teilt der Präsident des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften gemäß dem Brief- 
wechsel den Äbschiuß der für das Inkrafttreten des 
Äbkommens erforderlichen Verfahren mit. 


Ä r t i k e 1 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Ämtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 )- 680 70 - E - As 12/73: 

Diese Empfehlungen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 15. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsempfehlungen ist vorgesehen, 
die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Briefwechsel 


betreffend die Änderung des Artikels 5 des Anhangs 1 des Abkommens 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftgemeinschaft und dem Königreich Marokko 


Die Vertragsparteien des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Marokko 
sind bei den Verhandlungen am 16. Januar 1973 übereingekommen, den Wortlaut 
des Artikels 5 des Anhangs 1 des genannten Abkommens durch den in der An- 
lage zu diesem Schreiben enthaltenen Text zu ersetzen. 

Es wurde vereinbart, daß die neue Bestimmung des Artikels 5 des Anhangs 1 
des Abkommens am ersten Tag des Monats in Kraft tritt, der auf den Tag folgt, 
an dem sich die Vertragsparteien gegenseitig mitgeteilt haben, daß die zu diesem 
Zweck erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. 

Wir bitten Sie, den Eingang dieses Schreibens und die Zustimmung Ihrer 
Regierung zu dessen Inhalt zu bestätigen. 

(Höflichkeitsformel) 


Im Namen des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 
(gez.) 
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Anlage 


I 


Neuer Artikel 5 in Anhang 1 


des Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Königreich Marokko 


1, Erhebt Marokko eine besondere Abgabe bei der 
Ausfuhr von anderem Olivenöl als raffiniertem 
Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II des Gemein- 
samen Zolltarifs und wirkt sich diese besondere 
Abgabe auf den Einfuhrpreis aus, trifft die Ge- 
meinschaft die erforderlichen Maßnahmen, damit 

a) der auf dieses Olivenöl, das vollständig in 
Marokko gewonnen und unmittelbar von die- 
sem Land in die Gemeinschaft befördert wird, 
bei der Einfuhr in die Gemeinschaft anwend- 
bare Abschöpfungsbetrag der nach Artikel 13 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Fette berechnete und bei der Einfuhr 
anwendbare um 0,50 Rechnungseinheiten je 
100 kg verringerte Abschöpfungsbetrag ist; 

b) der wie unter a) berechnete Abschöpfungsbe- 
trag um einen Betrag in Höhe der gezahlten 
besonderen Abgabe bis zu 5 RE je 100 kg 
verringert wird. 


2. Erhebt Marokko nicht die unter Absatz 1 genann- 
te Abgabe, so trifft die Gemeinschaft die erfor- 
derlichen Maßnahmen, damit auf anderes Oliven- 
öl als raffiniertes Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A 
II des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft der nach Artikel 13 der Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Fette berech- 
nete und bei der Einfuhr anwendbare Abschöp- 
fungsbetrag, verringert um 0,50 Rechnungsein- 
heit/100 kg, angewendet wird. 

3. Jede Vertragspartei trifft die für eine ordnungs- 
gemäße Anwendung von Absatz 1 erforderlichen 
Maßnahmen und erteilt im Falle von Schwierig- 
keiten und auf Ersuchen der anderen Vertrags- 
partei die für das gute ordnungsgemäße Funk- 
tionieren der Regelung erforderlichen Auskünfte. 

4. Es können Konsultationen über das Funktionie- 
ren der im vorliegenden Artikel vorgesehenen 
Regelung im Assoziationsrat stattfinden. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines Abkommens 
zur Änderung von Artikel 5 des Anhangs I des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Tunesischen Repubiik 


DER RAT DER EURCfPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft insbesondere auf 
Artikel 238, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung, daß ein Abkommen in Form 
eines Briefwechsels zur Änderung von Artikel 5 des 
Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Tunesischen Republik am ... . 
1973 in Brüssel unterzeichnet worden ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das Abkommen in Form eines Briefwechsels zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 


der Tunesischen Republik zur Änderung von Arti- 
kel 5 des Anhangs 1 des Abkommens zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik 
wird im Namen der Gemeinschaft geschlossen. 

Der Text des Briefwechsels ist dieser Verordnung 
als Anhang beigefügt. 

Artikel 2 

Für die Gemeinschaft teilt der Präsident des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften gemäß dem Brief- 
wechsel den Abschluß der für das Inkrafttreten des 
Abkommens erforderlichen Verfahren mit. 


A r t i k e 1 3 

I Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
■ Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
: meinschaften in Kraft. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
; lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Briefwechsel 


betreffend die Änderung des Artikels 5 des Anhangs 1 des Abkommens 
zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik 


Die Vertragsparteien des Abkommens zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik sind 
bei den Verhandlungen am 12. und 13. Januar 1973 übereingekommen, den Wort- 
laut des Artikels 5 des Anhangs 1 des genannten Abkommens durch den in der 
Anlage zu diesem Schreiben enthaltenen Text zu ersetzen. 

Es wurde vereinbart, daß die neue Bestimmung des Artikels 5 des Anhangs 1 
des Abkommens am ersten Tag des Monats in Kraft tritt, der auf den Tag folgt, 
an dem sich die Vertragsparteien gegenseitig mitgeteilt haben, daß die zu diesem 
Zweck erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind. 

Wir bitten Sie, den Eingang dieses Schreiben und die Zustimmung Ihrer Regie- 
rung zu dessen Inhalt zu bestätigen. 

(Höflichkeitsformel) 


Im Namen des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften 
(gez.) 
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Anlage 


Neuer Artikel 5 in Anhang 1 

des Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Tunesischen Republik 


1. Erhebt Tunesien eine besondere Abgabe bei der 
Ausfuhr von anderem Olivenöl als raffiniertem 
Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A II des Gemein- 
samen Zolltarifs und wirkt sich diese besondere 
Abgabe auf den Einfuhrpreis aus, trifft die Ge- 
meinschaft die erforderlichen Maßnahmen, damit 

a) der auf dieses Olivenöl, das vollständig in 
Tunesien gewonnen und unmittelbar von die- 
sem Land in die Gemeinschaft befördert wird, 
bei der Einfuhr in die Gemeinschaft anwend- 
bare Abschöpfungsbetrag der nach Artikel 13 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Fette berechnete und bei der Einfuhr 
anwendbare um 0,50 Rechnungseinheiten je 
100 kg verringerte Abschöpfungsbetrag ist; 

b) der wie unter a) berechnete Abschöpfungsbe- 
trag um einen Betrag in Höhe der gezahlten 
besonderen Abgabe bis zu 5 RE je 100 kg ver- 
ringert wird. 


2. Erhebt Tunesien nicht die unter Absatz 1 genann- 
te Abgabe, so trifft die Gemeinschaft die erfor- 
derlichen Maßnahmen, damit auf anderes Oliven- 
öl als raffiniertes Olivenöl der Tarifstelle 15.07 A 
II des Gemeinsamen Zolltarifs bei der Einfuhr in 
die Gemeinschaft der nach Artikel 13 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
berechnete und bei der Einfuhr anwendbare Ab- 
schöpfungsbetrag, verringert um 0,50 Rechnungs- 
einheit lOO/kg, angewendet wird. 

3. Jede Vertragspartei trifft die für eine ordnungs- 
gemäße Anwendung von Absatz 1 erforderlichen 
Maßnahmen und erteilt im Falle von Schwierig- 
keiten und auf Ersuchen der anderen Vertrags- 
partei die für das gute ordnungsgemäße Funk- 
lioiiieren der Regelung erforderlichen Auskünfte. 

4. Es können Konsultationen über das Funktionie- 
ren der im vorliegenden Artikel vorgesehenen 
Regelung im Assoziationsrat stattfinden. 
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Begründung 


In seiner Sitzung am 30. und 31. Oktober 1972 hat 
der Rat die Kommission ermächtigt, Verhandlungen 
mit Marokko und mit Tunesien über eine Änderung 
der Regelung über die Einfuhr von nichtraffiniertem 
Olivenöl mit Ursprung in und Herkunft aus diesen 
Ländern in der Gemeinschaft aufzunehmen. 

Diese Verhandlungen haben am 12. und 13, Januar 
1973 mit Tunesien und am 16. Januar 1973 mit Ma- 
rokko stattgefunden; die Parteien sind dabei über- 
eingekommen, im Wege eines Briefwechsels ein 
Abkommen abzuschließen, dessen Text beiliegt und 
den Richtlinien des Rates entspricht. 

Demzufolge empfiehlt die Kommisison dem Rat, die 
Verfahren für die Unterzeichnung und den Abschluß 
der Abkommen einzuleiten und die Texte dem Par- 
lament zur Stellungnahme vorzulegen. Hierzu über- 
reicht die Kommission dem Rat in der Anlage Emp- 
fehlungen für den Erlaß von Verordnungen über den 
Abschluß der Abkommen. 
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